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Mit der Publikation von Stellungnahmen zu öffentlichen Anhörungen der parlamentarischen 
Gremien des Bundes und der Länder oder zu aktuellen, zentralen Themen der Arbeitsmarkt-
politik will das IAB der Fachöffentlichkeit und der externen Wissenschaft einen Einblick in seine 
wissenschaftliche Politikberatung geben. 

IAB intends to give professional circles and external researchers an insight into its scientific 
policy advisory services by publishing comments on the public hearings of parliamentary com-
mittees of the Federal Government and the Federal States and on current central topics of 
labour market policy. 
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Zusammenfassung 

Das IAB äußert sich in dieser Stellungnahme zum einen zum Gesetzentwurf „Qualifi-
zierungschancen und Schutz in der Arbeitslosenversicherung“ (Qualifizierungschan-
cengesetz) der Bundesregierung (Bundestagsdrucksache 19/4948). Der Gesetzent-
wurf sieht eine Weiterentwicklung der Arbeitsförderung vor. Durch die gesetzlichen 
Änderungen sollen der Zugang zur Weiterbildungsförderung erleichtert und die 
Schutzfunktion der Arbeitslosenversicherung gestärkt werden. Das IAB geht zum an-
deren auf Teile des Antrags „Aktive und präventive Arbeitsmarktpolitik umsetzen – 
Qualifizierung ausweiten und Arbeitslosenversicherung stärken“ der Bundestagsfrak-
tion Die Linke ein (Bundestagsdrucksache 19/5524). Zum Antrag „Die 70-Tage-Re-
gelung bei kurzfristiger Beschäftigung entfristen“ der Bundestagsfraktion der FDP 
(Bundestagsdrucksache 19/4213) liegen dem IAB keine wissenschaftlichen Erkennt-
nisse vor. 

Berufliche Weiterbildung dürfte im digitalen und demografischen Wandel zunehmend 
an Bedeutung gewinnen. Wichtig ist aber auch, die gesetzlichen Änderungen so um-
zusetzen, dass Fehlanreize möglichst vermieden werden und die intendierten Ziele 
des Gesetzes erreicht werden können. Welche Wirkungen eine breite Öffnung und 
großzügigere Ausgestaltung der Weiterbildungsförderung für Beschäftigte entfaltet, 
kann vorab nicht abgeschätzt werden. Es ist insbesondere wichtig, die Förderung so 
auszugestalten, dass eine Mitnahme der Förderung begrenzt wird. Das Thema Wei-
terbildungsberatung wird in dem Konzept nur am Rande angesprochen, dürfte in Zu-
kunft aber an Bedeutung gewinnen.  

Von der geplanten Verlängerung der Rahmenfrist sind überschaubare Auswirkungen 
zu erwarten. Es erscheint sinnvoll, die Zugangsbedingungen zur Arbeitslosenversi-
cherung – wie im Gesetzentwurf vorgesehen – nur in kleinen Schritten zu verändern 
und die Auswirkungen zunächst zu beobachten.  

Da die anzustrebende Rücklagenhöhe im BA-Haushalt im nächsten Jahr erreicht wer-
den wird, besteht finanzieller Spielraum. Bei der geplanten Beitragssatzsenkung um 
0,5 Prozentpunkte und den deutlich höheren Ausgaben für Arbeitsförderung wäre ein 
ausgeglichener BA-Haushalt möglich, sofern die Arbeitsmarktentwicklung günstig 
bleibt. Für den Fall eines Aufzehrens der Rücklage in einer Rezession ist eine Syste-
matik für Beitragssatzanpassungen zu empfehlen, welche die Rücklage innerhalb von 
fünf Jahren wieder auf den Zielwert hebt. 
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Abstract 

This IAB statement addresses, on the one hand, the draft legislation “Qualifizier-
ungschancen und Schutz in der Arbeitslosenversicherung” (“Qualification opportuni-
ties and protection in the unemployment insurance”) of the Federal Government 
(Qualification Opportunities Act) (Bundestag printed matter 19/4948). The draft legis-
lation proposes changes in active and passive labor market policies. The envisaged 
legislative changes yield at widening the eligibility criteria for subsidized vocational 
training for employed workers and at strengthening the protective function of the un-
employment insurance. On the other hand, the IAB comments on parts of the proposal 
“Aktive und präventive Arbeitsmarktpolitik umsetzen – Qualifizierung ausweiten und 
Arbeitslosenversicherung stärken” (“Implementing active and preventive labor market 
policy: Extending qualification and strengthening unemployment insurance”) by the 
Die Linke parliamentary group (Bundestag printed matter 19/5524). Regarding the 
motion “Die 70-Tage-Regelung bei kurzfristiger Beschäftigung entfristen” (“Removing 
the limit for the 70-day rule for short-term employment”) by the FDP parliamentary 
group (Bundestag printed matter 19/4213), the IAB is not aware of any scientific find-
ings. 

Further vocational training will very likely become more and more important due to 
the digital and demographic change. Against this background, it is important to imple-
ment legislative changes in a way that minimizes disincentives and deadweight. Cur-
rently, no one can assess how a more generously designed access to subsidized 
vocational training affects the outcomes of employees. The concept mentions the 
topic training counselling, which is likely to become more important in the future, only 
briefly.  

The planned extension of the qualifying period for unemployment benefits will proba-
bly only have minor effects. It seems sensible to change the access conditions for 
unemployment benefit receipt in small steps, as suggested in the draft legislation, and 
to first observe the resulting effects.  

As the BA budget will reach the target figure of reserve assets next year, there is 
financial leeway. With the planned reduction of the unemployment insurance contri-
bution rate by 0.5 percentage points and the significantly higher expense on subsi-
dized training for employees, the BA budget can still be balanced provided the favor-
able labor market development continues. The IAB recommends to install systematic 
contribution rate adjustments in order to increase reserve assets back to the target 
value within five years if a potential recession consumes the reserve assets.  
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1 Vorbemerkung 
Der Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Chancen für Qualifizierung und für mehr 
Schutz in der Arbeitslosenversicherung (Qualifizierungschancengesetz) der Bundes-
regierung (Bundestagsdrucksache (19/4948) sieht gesetzliche Änderungen in folgen-
den Bereichen vor:  

▪ Ausbau der Förderung beruflicher Weiterbildung von 1) beschäftigten Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern und 2) von Arbeitslosen 

▪ Weiterbildungs- und Qualifizierungsberatung 

▪ Erweiterung des Schutzbereichs der Arbeitslosenversicherung 

▪ Senkung des Beitragssatzes zur Arbeitsförderung und der Sozialversicherungs-
pauschale 

▪ Entfristung der Zeitgrenze für eine sozialversicherungsfreie kurzfristige Beschäfti-
gung. 

Die folgenden Kapitel der Stellungnahme spiegeln diese Struktur wider. Dabei äußert 
sich das IAB auch zu Teilen des Antrags „Aktive und präventive Arbeitsmarktpolitik 
umsetzen – Qualifizierung ausweiten und Arbeitslosenversicherung stärken“ der Bun-
destagsfraktion Die Linke (Bundestagsdrucksache 19/5524). Zum Antrag „Die 70-
Tage-Regelung bei kurzfristiger Beschäftigung entfristen“ der Bundestagsfraktion der 
FDP (Bundestagsdrucksache 19/4213) liegen dem IAB keine wissenschaftlichen Er-
kenntnisse vor. 

2 Ausbau der Förderung beruflicher Weiterbildung  
2.1 Ausbau der Förderung beruflicher Weiterbildung von be-

schäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
Berufliche Weiterbildung soll das Wissen von Erwerbspersonen an die sich wandeln-
den Arbeitsmarktanforderungen anpassen und ihre Aufwärtsmobilität unterstützen. 
Betriebliche Weiterbildung ist dabei einer der wichtigsten Teilbereiche beruflicher 
Weiterbildung. Zentraler Bestandteil des Gesetzentwurfes ist eine Stärkung der Wei-
terbildungsförderung für Beschäftigte. Diese setzte die Bundesagentur für Arbeit (BA) 
bisher über das Programm „Weiterbildung Geringqualifizierter und beschäftigter älte-
rer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Unternehmen“ (WeGebAU) um.  

Status Quo 
Im Fokus der Förderung standen bisher erstens gering qualifizierte Beschäftigte nach 
§ 81 (2) SGB III, also Personen ohne einen verwertbaren Abschluss. Die BA bezu-
schusst in diesen Fällen die entstehenden Weiterbildungskosten bis zu 100 Prozent. 
Darüber hinaus kann der Arbeitgeber für die Zeit, in der die (bisher) gering qualifizier-
ten Beschäftigten wegen der Weiterbildung nicht arbeiten, auch einen Arbeitsentgelt-
zuschuss (AEZ) nach § 81 (5) SGB III erhalten. Die BA unterstützt Umschulungen, 
die zu einem anerkannten Berufsabschluss führen, sowie berufsanschlussfähige Teil-
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qualifikationen. Zweitens fördert die BA – unabhängig vom Qualifikationsniveau – bis-
her bereits Anpassungsqualifizierungen von Beschäftigten in kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU) mit einem Weiterbildungskostenzuschuss. Für Beschäftigte ab 
45 Jahren (§ 82 (1) SGB III) übernimmt sie bis zu 75 Prozent der Lehrgangskosten, 
bei unter 45-Jährigen bis zu 50 Prozent der Lehrgangskosten (§ 131a (1) SGB III), 
wenn der Arbeitgeber die restlichen Kosten trägt. Bei KMU mit weniger als zehn Be-
schäftigten bezuschusst die BA die Weiterbildungskosten bis zu 100 Prozent (§ 82 (2) 
SGB III). 

Zwischen den Jahren 2007 und 2010 wuchs das Programm stetig bis auf knapp 
90.000 Zugänge jährlich. Nach dem Auslaufen einer Phase flexibler Förderung durch 
das Konjunkturpaket II im Rahmen der Finanz- und Wirtschaftskrise rückten längere 
und abschlussorientierte Weiterbildungen in den Fokus. Seit 2010 nahm die Zahl der 
Zugänge in WeGebAU deshalb drastisch ab und pendelte sich seither bei etwa 
14.000 Zugängen pro Jahr ein.  

Forschungsstand und Evaluationsergebnisse  
Eine Weiterbildungsförderung für Beschäftigte lässt sich rechtfertigen, wenn sie ent-
weder effizient ist oder als gerecht angesehen wird (Bassanini et al. 2005). Unterneh-
men, die ökonomische Gewinne realisieren, sollten an sich in der Lage sein, ihre Be-
schäftigten ohne staatliche Unterstützung weiterzubilden (Acemoglu 1997; Acemoglu 
und Pischke 1998). Bei intensivem Wettbewerb könnten Unternehmen jedoch zögern, 
ihre Beschäftigten weiterzubilden, da Konkurrenzunternehmen diese abwerben und 
damit von den Weiterbildungsinvestitionen profitieren würden (Stevens 1994). Dar-
über hinaus können Informationsasymmetrien zu einem suboptimalen Weiterbil-
dungsangebot führen, da die Unternehmen möglicherweise gar nicht wissen, dass 
sich Ausbildungsinvestitionen auszahlen. Wenn infolgedessen ein Marktversagen 
auftritt, rechtfertigt dies staatliche Eingriffe zur Subventionierung beruflicher Weiter-
bildung. Allerdings ist es schwierig, ein entsprechendes Marktversagen empirisch zu 
belegen. Einfacher lässt sich die Förderung beruflicher Weiterbildung aus einer Ge-
rechtigkeitsperspektive begründen, wenn angestrebt wird, dass alle Beschäftigten Zu-
gang zu beruflicher Weiterbildung erhalten sollen. In diesem Fall können Subventio-
nen für unterrepräsentierte Arbeitnehmergruppen selbst dann sozial wünschenswert 
sein, wenn sie nicht effizient sind (Bassanini et al. 2005).  

Für unterschiedliche Zugangsmöglichkeiten zu Weiterbildung lässt sich eine Vielzahl 
empirischer Hinweise finden. Janssen und Leber (2015) zeigen, dass im Jahr 2014 
etwa die Hälfte aller Betriebe Weiterbildungsmaßnahmen förderte, sei es durch die 
Freistellung oder die finanzielle Unterstützung ihrer Beschäftigten. Der Anteil der Be-
schäftigten, die an Weiterbildung teilnahmen, lag bei Berücksichtigung aller Betriebe 
bei knapp einem Drittel; nur bezogen auf die weiterbildenden Betriebe betrug er40 
Prozent. Das bedeutet im Umkehrschluss, dass auch ein erheblicher Teil der Be-
schäftigten zeitweise oder dauerhaft nicht an betrieblicher Weiterbildung partizipiert. 
Bellmann und Leber (2008) haben ermittelt, dass rund 40 Prozent der kleinen Be-
triebe mit bis zu 49 Mitarbeitern, 80 Prozent der Betriebe mit 50 bis 249 Mitarbeitern 
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und fast alle Betriebe mit mehr als 250 Beschäftigten im Jahr 2005 Weiterbildungs-
aktivitäten zeigten. Empirische Studien bestätigen zudem immer wieder, dass die 
Wahrscheinlichkeit der Teilnahme an Weiterbildung mit der Qualifikation steigt. 
Schröder et al. (2004) zeigen, dass es eine Gruppe von Personen gibt, die in ihrem 
Erwerbsleben nie an beruflichen Weiterbildungen teilnehmen. Überrepräsentiert sind 
unter ihnen formal geringer Qualifizierte, Arbeiter, Beschäftigte mit einer ausführen-
den (statt organisierenden) Tätigkeit, Geringverdienende und Personen, denen die 
eigene Bereitschaft zu einer finanziellen Investition in eine Weiterbildung fehlt. 

Für Betriebe scheint sich ungeförderte Weiterbildung durchaus auszuzahlen: Wie 
Analysen auf der Basis von Betriebsdaten zeigen, steigt die Produktivität der Beschäf-
tigten in der Folge stärker als ihre Löhne (zum Beispiel Konings und Vanormelingen, 
2015). Wie hoch die individuellen Erträge ungeförderter betrieblicher Weiterbildung 
für Beschäftigte sind, lässt sich empirisch nur schwer kausal nachweisen. Dies liegt 
auch an den komplexen Selektionsprozessen. Menschen nehmen nicht zufällig an 
beruflicher Weiterbildung teil; ihre Teilnahme ist das Ergebnis von Selbst- und Fremd-
selektion. Das bedeutet, dass sich wahrscheinlich eher Personen weiterbilden, die 
sich hohe Weiterbildungserträge versprechen oder das Betriebe gezielt jene Beschäf-
tigte weiterbilden, die sie langfristig beschäftigen möchten. Leuven und Osterbeek 
(2008) sowie Görlitz (2011) vergleichen die Lohnentwicklung von Personen, die an 
Weiterbildung teilnahmen, mit der von Personen, die aufgrund eines zufälligen Ereig-
nisses nicht an einer geplanten Maßnahme teilnehmen konnten. Beide Studien finden 
keine statistisch von Null verschiedenen finanziellen Weiterbildungserträge. Aller-
dings beschränken sich diese Analysen auf Gruppen, die bereits eine Weiterbildung 
planten.  

Speziell zum Förderprogramm WeGebAU liegt bereits eine ganze Reihe von Wir-
kungsanalysen vor. Der Fokus liegt hier nicht nur auf den Löhnen, sondern auch auf 
den Arbeitsmarktchancen der Geförderten:  

▪ Dauth und Toomet (2016) untersuchten die Weiterbildungsförderung durch WeGe-
bAU für Personen über 45 Jahren in kleinen und mittleren Unternehmen. Sie ver-
glichen geförderte Personen mit ungeförderten statistischen Zwillingen. Die Wahr-
scheinlichkeit, beschäftigt zu bleiben, erhöhte sich nach dieser Studie in den zwei 
Jahren nach Aufnahme der Förderung um 2,5 Prozentpunkte. Die Effekte für Teil-
zeitbeschäftigte (+6,5 Prozentpunkte) und Personen über 55 Jahren (+4,5 Pro-
zentpunkte) fielen höher aus. Besonders wirksam waren auch längere geförderte 
Weiterbildungen, die eher mit einem zertifizierten Abschluss enden. Diese führten 
zu längeren Beschäftigungsdauern (+4,5 Prozentpunkte) und zu einem erhöhten 
Bruttoarbeitseinkommen der Teilnehmenden (+70 Euro pro Monat).  

▪ Die Gruppe der durch WeGebAU geförderten Geringqualifizierten untersuchte 
Dauth (2017). Sie nutzte unterschiedlich regionale Förderintensitäten, um die Wir-
kungen des Programms abzuschätzen. In den ersten zwei Jahren nach Aufnahme 
der Förderung gibt es neben den Beschäftigungseffekten (circa +23 Tage) auch 
positive Effekte auf die Löhne (+6,5 Prozent). Mit einer Steigerung der Löhne um 
17 Prozent profitierten dabei insbesondere Frauen. Wie auch die Studie von Dauth 
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und Toomet (2016) erlaubt die Untersuchung aber keine Aussage über mögliche 
Mitnahmeeffekte der Förderung (ob dieselben Weiterbildungen also auch ohne 
eine Förderung erfolgt wären). 

▪ In einem Feldexperiment des IAB zu WeGebAU wurden 15.000 potenziell Förder-
berechtigte mit einer Broschüre postalisch über die Bedeutung beruflicher Weiter-
bildung sowie auf Fördermöglichkeiten durch WeGebAU informiert (van den Berg 
et al. 2018). Die angeschriebenen Personen nutzten WeGebAU deshalb allerdings 
nicht häufiger als eine Kontrollgruppe von Personen, die keine Broschüre erhielten. 
Insgesamt war die Zahl der Personen, die eine Förderung aufnahmen, vernach-
lässigbar gering. In einer anschließenden Befragung gaben drei Viertel der Be-
schäftigten als Grund für fehlende Weiterbildungsaktivitäten an, dass ihre Qualifi-
kation für ihre Tätigkeit vollkommen ausreicht. Unter den befragten Personen, die 
eine Broschüre erhielten, diese aber gar nicht erst lasen, gab ein Drittel als Grund 
an, dass sie nicht von der BA unterstützt werden möchten. Die Befragung zeigte 
aber auch, dass angeschriebene „Jüngere“ (bis 45 Jahre) aus kleinen und mittle-
ren Unternehmen in der Folge signifikant häufiger eine ungeförderte Weiterbildung 
aufnahmen als die Kontrollgruppe nicht angeschriebener Personen.  

Insgesamt weisen die bisherigen Studien also auf leicht positive Effekte der Förde-
rung hin, wobei das Ausmaß an Mitnahme aber nicht bekannt ist. Das Interesse an 
dem Programm ist allerdings offenbar nicht sehr hoch und ließe sich auch durch In-
formationsbroschüren an potenzielle Teilnehmende nicht erhöhen.  

Befragungsergebnisse weisen darauf hin, dass manche Beschäftigte nicht wünschen, 
dass ihre Weiterbildung durch die BA kofinanziert wird. Auch eine Vignettenstudie von 
Osiander und Stephan (2018) weist darauf hin, dass Beschäftigte ihre Teilnahme-
wahrscheinlichkeit an beschriebenen Weiterbildungen als leicht geringer einschät-
zen, wenn die Weiterbildung durch die Arbeitsagentur subventioniert wird. Eventuell 
nehmen Beschäftigte die BA bislang vor allem als Institution für Arbeitslose und be-
dürftige Personen wahr, und weniger als eine für sie in Frage kommende Weiterbil-
dungsinstitution.  

Gesetzentwurf 
Der Gesetzentwurf sieht vor, die WeGebAU-Förderung für alle Beschäftigten unab-
hängig von Ausbildung, Lebensalter und Betriebsgröße zu öffnen. Voraussetzung ist, 
dass die Maßnahme außerhalb des Betriebs durchgeführt wird und mindestens vier 
Wochen dauert. Nicht förderfähig sind Maßnahmen, zu deren Ausführung Arbeitgeber 
verpflichtet sind. Die abgeschlossene Berufsausbildung der geförderten Arbeitneh-
merin beziehungsweise des Arbeitnehmers muss mindestens vier Jahre zurücklie-
gen. Zudem dürfen die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer in den vorangegange-
nen vier Jahren nicht an einer geförderten Weiterbildung teilgenommen haben. Die 
letzten beiden Voraussetzungen entfallen, wenn der Arbeitgeber weniger als 250 Per-
sonen beschäftigt oder die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer mindestens 45 
Jahre alt oder schwerbehindert im Sinne des § 2 (2) SGB IX ist.  
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Abhängig von der Betriebsgröße und den Merkmalen der Geförderten muss sich der 
Arbeitgeber teilweise an den Weiterbildungskosten beteiligen: in Betrieben mit 10 bis 
249 Beschäftigten mit mindestens 50 Prozent, in Betrieben ab 250 Beschäftigten mit 
mindestens 75 Prozent. In Betrieben mit weniger als 10 Beschäftigten entfällt die Kos-
tenbeteiligung komplett; sie kann zudem in Betrieben mit 10 bis 249 Beschäftigten 
entfallen, wenn die geförderten Beschäftigten älter als 45 Jahre alt oder schwerbe-
hindert sind.  

Zudem können Arbeitgeber in bestimmen Fällen auch einen AEZ für die Arbeitszeit 
erhalten, die auf die Weiterbildung entfällt. Der AEZ beträgt bei gering Qualifizierten 
nach § 81 (2) SGB III bis zu 100 Prozent, in Betrieben mit weniger als 10 Beschäftig-
ten bis zu 75 Prozent, bei Betrieben mit 10 bis 249 Beschäftigten bis zu 50 Prozent 
und bei Betrieben ab 250 Beschäftigten bis zu 25 Prozent.  

Bewertung des Gesetzentwurfs 
Wie bereits angemerkt wurde, ist es schwierig, empirische Hinweise darauf zu finden, 
dass eine flächendeckende Weiterbildungsförderung aus Effizienzgründen erforder-
lich ist. Die bisherigen Förderkonditionen für Beschäftigte ließen sich auf Basis von 
Gerechtigkeitsmotiven rechtfertigen – wie erwähnt, ist die Weiterbildungswahrschein-
lichkeit gerade in kleineren Unternehmen sowie bei Geringqualifizierten niedrig. Zwar 
sinken in Zukunft die Förderanteile mit der Betriebsgröße, dennoch wird das Gerech-
tigkeitsargument durch die nun breit geöffneten Förderkonditionen abgeschwächt.  

Welche Wirkungen eine breite Öffnung und großzügigere Ausgestaltung des Pro-
gramms entfalten wird, kann vorab nicht abgeschätzt werden. Wie oben beschrieben 
wurde, war das Interesse an der Inanspruchnahme der Förderung bisher begrenzt. 
Jedoch lässt sich vermuten, dass große Unternehmen mit spezialisierten Personal-
abteilungen eher dazu neigen dürften, die Fördermöglichkeiten zu nutzen – insbeson-
dere, da sie diese auch gleich für mehrere Beschäftigte beantragen können. Zudem 
konnte der AEZ bisher nur für abschlussorientierte Maßnahmen bei gering qualifizier-
ten Beschäftigten gewährt werden. Es dürfte die Inanspruchnahme deutlich attraktiver 
machen, wenn die örtliche Arbeitsagentur nun auch für weitere Maßnahmen und Be-
schäftigte das Arbeitsentgelt während der Weiterbildungszeit anteilig finanzieren 
kann. 

Daher sind insbesondere Förderbestimmungen sinnvoll, die Mitnahmeeffekte begren-
zen. So ist es richtig, dass eine Förderung ausgeschlossen ist, wenn der Arbeitgeber 
zur Durchführung der Weiterbildung gesetzlich verpflichtet ist oder sie innerhalb des 
Betriebes durchführt. Dies schließt aus, dass die BA beispielsweise Schulungen für 
die Bedienung von Betriebsanlagen fördert, die in anderen Unternehmen nicht einge-
setzt werden.  

Die geplante Mindestdauer von vier Wochen für geförderte Maßnahmen entspricht 
dem bisherigen Vorgehen, erscheint aber bei der geplanten Ausweitung der Förde-
rung als eher kurz. Denn bei kurzen Maßnahmen erscheint das Risiko besonders 
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hoch, dass Betriebe eine Förderung für ohnehin erforderliche Maßnahmen zur Qua-
lifikationsanpassung beantragen. Dies will der Gesetzgeber zwar dadurch vermeiden, 
dass in geförderten Qualifizierungen Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt werden 
müssen, die über ausschließlich arbeitsplatzbezogene kurzfristige Anpassungsfortbil-
dungen hinausgehen. Eine Abgrenzung im Einzelnen und eine entsprechende Kon-
trolle könnte in der Praxis aber problematisch sein.  

Eingeschränkt wird die Förderung bei Großbetrieben sowie Arbeitnehmern unter 45 
Jahren und Nicht-Schwerbehinderten auf Personen, deren letzter Berufsabschluss 
mindestens vier Jahre zurückliegt oder die in den vorangegangenen vier Jahren nicht 
an einer geförderten Weiterbildung teilgenommen haben. Auch dies erscheint grund-
sätzlich angemessen, um Mitnahmen einzugrenzen. Jedoch wäre es sinnvoll, den 
erforderlichen Abstand zwischen geförderten Maßnahmen auch an die Dauer der ge-
förderten Weiterbildungen zu koppeln. Wenn die geförderten Maßnahmen vergleichs-
weise kurz sind – zum Beispiel, weil es sich um Teilqualifikationen handelt – erscheint 
der vorgesehene Zeitabstand als sehr groß.  

Der Gesetzgeber will die Förderung nach Betriebsgrößen staffeln. Hier erscheint eine 
begriffliche Schärfung sinnvoll: Ein Betrieb ist eine organisatorische Einheit, ein Un-
ternehmen kann aus mehreren Betrieben bestehen. In den Handlungsanweisungen 
für WeGebAU legt die BA fest, dass sich die maßgebliche Grenze bei den Beschäf-
tigtenzahlen auf das Gesamtunternehmen bezieht, zu dem der Betrieb gehört. Der 
Gesetzgeber sollte daher bereits bei der Gesetzesverabschiedung eine entspre-
chende Präzisierung vornehmen.  

Bewertung des Antrags der Fraktion Die Linke 
Die Bundestagsfraktion Die Linke stellt den Antrag, dass Beschäftigte nach dem Ende 
einer geförderten Weiterbildung für die Dauer der Weiterbildung, mindestens für ein 
Jahr, weiterbeschäftigt werden müssen. Diese Regelung, die der Nachbeschäfti-
gungsfrist bei Eingliederungsvereinbarungen ähnelt, hat Vor- und Nachteile. Einer-
seits vermeidet sie, dass Betriebe auf diesem Weg Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern den Ausstieg aus dem Unternehmen über Beitragsmittel ebnen. Anderer-
seits kann sie einer geförderten Weiterbildung von Arbeitnehmern entgegenstehen, 
die diese aufgrund einer ansonsten drohenden Entlassung gerade besonders brau-
chen könnten.  

Darüber hinaus fordert Die Linke, dass die Arbeitsagenturen Betriebsvereinbarungen 
zu Qualifizierungsplänen positiv berücksichtigen, wenn sie über Anträge auf eine Wei-
terbildungsförderung entscheiden. Dies würde zwar die Bedeutung von betrieblichen 
Qualifizierungsplänen stärken, in der Praxis wirft dies jedoch zum einen Fragen zur 
Gewichtung unterschiedlicher Qualifizierungspläne auf, zum anderen würden Be-
triebe mit einer bereits höheren Weiterbildungsbeteiligung der Beschäftigten beson-
ders gefördert. Dies würde dem Grundgedanken einer gerechteren Verteilung von 
Zugängen zu Weiterbildungen (siehe oben) widersprechen.  
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2.2 Ausbau der Förderung beruflicher Weiterbildung von Arbeits-
losen 

Gesetzentwurf 
Eine Förderung beruflicher Weiterbildung war nach § 81 (1) SGB III bei Arbeitslosen 
mit einem Berufsabschluss bisher nur möglich, wenn diese notwendig war, um Ar-
beitslose beruflich einzugliedern. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung erkennt 
die Notwendigkeit der Weiterbildung bei Arbeitslosen mit Berufsabschluss nun auch 
dann an, wenn durch den Erwerb erweiterter beruflicher Kompetenzen (Erweiterungs-
qualifizierungen) die individuelle Beschäftigungsfähigkeit verbessert wird. Damit sol-
len die Agenturen für Arbeit und die Jobcenter in die Lage versetzt werden, nicht nur 
zwingende qualifikatorische Anpassungen zu fördern, sondern darüber hinaus zu-
sätzliche oder ergänzende berufliche Qualifikationen.  

Hierin spiegelt sich wider, dass – angesichts der im Zuge der Digitalisierung sich wan-
delnden beruflichen Anforderungen – vorausschauende, zusätzliche und ergänzende 
Qualifikation die individuellen Arbeitsmarktchancen erhöhen und somit das Arbeitslo-
sigkeitsrisiko senken können. Inwieweit durch die Anpassung tatsächlich mehr oder 
andere Weiterbildungen bei Arbeitslosen gefördert werden, wird zu beobachten sein. 

Bewertung des Antrags der Fraktion Die Linke 
Die Bundestagsfraktion Die Linke fordert einen Rechtsanspruch auf Weiterbildung für 
erwerbslose Erwerbsfähige nach dem SGB II und SGB III, wobei vorrangig ein aner-
kannter Berufsabschluss erzielt werden soll. Gleichzeitig sollen diese Personen einen 
Weiterbildungszuschuss erhalten, der im SGB II nicht auf die Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts angerechnet wird und im SGB III eine Schlechterstellung 
ausschließt. Die Erfolgsprämien für bestandene Prüfungen nach § 131a (3) SGB III 
sollen entfristet werden. Dies soll vermeiden, dass Personen die Weiterbildung vor-
zeitig abbrechen.  

Die Forderung nach einem Rechtsanspruch für Erwerbslose auf geförderte Weiterbil-
dung im Rahmen des SGB II und des SGB III ist aus Sicht des IAB nicht zielführend. 
Im Rahmen der Arbeitslosenversicherung und der Grundsicherung steht die Einglie-
derung in den Arbeitsmarkt im Vordergrund. Daher ist es sinnvoll, Weiterbildung im 
Rahmen der Arbeitsförderung als Ermessensleistung auszugestalten, wobei die Not-
wendigkeit durch qualifizierte Vermittlungsfachkräfte zu prüfen ist. Ein weitergehen-
der Rechtsanspruch für alle Erwerbspersonen, wie sie im Rahmen einer möglichen 
Arbeitsversicherung diskutiert wird, setzt unter anderem eine umfassende Beratungs-
struktur, aber auch weitere finanzielle Mittel voraus (siehe auch Kapitel 3).  

Zuschüsse zu Leistungen und Prämien stellen finanzielle Anreize dar, die die Bereit-
schaft zur Weiterbildung erhöhen sollen. Osiander und Dietz (2015, 2016) evaluieren 
die Weiterbildungsbereitschaft von Arbeitslosen, indem sie von ihnen hypothetische 
Weiterbildungsszenarien bewerten lassen. Die Befunde weisen darauf hin, dass Er-
folgsprämien wie auch eine hinreichende monatliche Zuzahlung zum Arbeitslosen-
geld die Bereitschaft zur Teilnahme steigern könnten. Die Autoren stellen allerdings 
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fest, dass monatliche Zuwendungen erst ab einer gewissen Höhe positive Anreize 
setzen. Sie haben zudem den Nachteil, dass sie nicht daran geknüpft sind, dass die 
Weiterbildung auch abgeschlossen wird. Damit ist von einem hohen finanziellen Auf-
wand bei ungewissen Erträgen (im Sinne von Abschlusszertifikaten) zu rechnen.  

Bei der Beurteilung eines Prämiensystems lassen sich verschiedene Kriterien heran-
ziehen: Effekte auf die Zugänge, Effekte auf die Abbrüche und Effekte auf die Arbeits-
marktchancen im Vergleich zu einem System ohne Prämien. Lang und Osiander 
(2017) untersuchen das Modellprojekt „Abschlussorientierte Qualifizierung mit An-
reizsystem für bis 35-Jährige“, welches in einer Region in Ostthüringen durchgeführt 
wurde. Die Zugangszahlen blieben deutlich hinter den Erwartungen zurück. Die Er-
gebnisse sprechen zudem dafür, dass in der Modellregion eher solche Personen teil-
nahmen, die durch eine Weiterbildung hohe Einkommensverluste hinnehmen müs-
sen. Sie gingen vermutlich davon aus, die Verluste durch die Prämien teilweise kom-
pensieren zu können. Ein Vergleich mit Umschulungsteilnehmern in einer Vergleichs-
region mit ähnlichen Arbeitsmarktbedingungen zeigt, dass die Abbruchquote in der 
Region mit finanziellen Anreizen am höchsten ausfiel – besonders drastisch war der 
Unterschied im Rechtskreis SGB II. Auch wenn die Implementation des Projekts 
keine kausale Evaluation ermöglicht, weisen die Ergebnisse darauf hin, dass ein Prä-
miensystem in der Praxis nicht notwendigerweise mit einem stark gesteigerten Wei-
terbildungsinteresse und weniger Abbrüchen verbunden sein muss. Angesichts der 
überschaubaren praktischen Erfahrungen und der geringen Forschungserkenntnisse 
zur Wirkung von Erfolgsprämien wäre es sinnvoll, diese nach Auslaufen der Befris-
tung erst noch einmal in einer Form zu erproben, die kausale Folgerungen über ihre 
Wirksamkeit zulässt.  

3 Weiterbildungs- und Qualifizierungsberatung 

Status Quo 
Bereits jetzt ist eine Bildungsberatung von arbeitslosen und beschäftigten Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern durch die BA möglich: Die BA hat Jugendlichen und 
Erwachsenen, die am Arbeitsleben teilnehmen oder teilnehmen wollen, Berufsbera-
tung anzubieten (§ 29 SGB III). Diese richtet sich nach dem Beratungsbedarf des Ein-
zelnen und umfasst auch Beratung zu den Möglichkeiten beruflicher Weiterbildung 
(§ 30 SGB III). Die BA kann nach Beginn einer Berufsausbildung oder der Aufnahme 
einer Arbeit weiter beraten, soweit dies für die Festigung des Ausbildungs- oder Ar-
beitsverhältnisses erforderlich ist (§ 31 SGB III). 

Unter dem Stichwort „Lebensbegleitendende Berufsberatung“ (LBB) erarbeitet die BA 
aktuell ein Gesamtkonzept zur Erfüllung des gesetzlichen Auftrags zur beruflichen 
Orientierung und Beratung von Jugendlichen und Erwachsenen nach §§ 29 ff SGB 
III. LBB erweitert und aktualisiert das bisherige Beratungsspektrum. Sie umfasst fol-
gende Elemente: 
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▪ Eine berufliche Erstberatung vor dem Erwerbsleben, die auf Schüler abzielt, die 
bald eine Ausbildung oder ein Studium beginnen werden. 

▪ Eine Beratung zur Stabilisierung der Ausbildung / des Studiums von Auszubilden-
den / Studierenden in Fächern mit hohen Abbruchquoten und eine Beratung zu 
den individuellen Arbeitsmarktchancen der Auszubildenden / Studierenden beim 
Übergang in das Berufsleben. 

▪ Eine berufliche Beratung im Erwerbsleben im Falle eines Wiedereinstiegs oder ei-
ner beruflichen Neuorientierung bei Arbeitslosen und gering Qualifizierten mit häu-
fig wechselnden kurzen Arbeitsverhältnissen. 

Evaluationsergebnisse 
Zur Wirksamkeit einer Weiterbildungs- und Qualifizierungsberatung, die sich nicht auf 
die berufliche Erstausbildung bezieht, gibt es bislang kaum wissenschaftliche Be-
funde. Schanne und Weyh (2014) vergleichen Teilnehmende an der regionalen Bil-
dungsberatung durch die Dresdner Bildungsbahnen mit nichtteilnehmenden ähnli-
chen Personen aus der Region. Unter den Beratenen machten Arbeitslose und Be-
schäftigte ungefähr gleich große Anteile aus. Kurzfristig erhöhte die Beratung die 
Wahrscheinlichkeit, an geförderter Weiterbildung teilzunehmen. Gleichzeitig nahm 
die Zahl der Tage in Arbeitslosigkeit in der kurzen Frist zu, was auf Einbindungsef-
fekte hindeutet. Solche Einbindungseffekte sind nicht negativ zu bewerten. Sie treten 
auf, wenn Teilnehmer während einer geförderter Weiterbildung keinen neuen Job an-
nehmen und deshalb zunächst weniger wahrscheinlich erwerbstätig sind als ver-
gleichbare Personen, die sich nicht gefördert weiterbilden.  

Gesetzentwurf 
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht vor, die Weiterbildungsberatung durch 
die BA zu stärken. Ziel des Gesetzentwurfs ist es, Qualifizierungsbedarfe in den Be-
trieben offen zu legen, der Arbeitslosigkeit Einzelner präventiv vorzubeugen und die 
Beschäftigungsfähigkeit Einzelner zu verbessern. Auch erwerbsfähige Leistungsbe-
rechtigte im SGB II sollen die Weiterbildungsberatung durch die BA in Anspruch neh-
men können.  

Bewertung des Gesetzentwurfes 
Bislang ist es schwierig, die Pläne der Bundesregierung zu beurteilen, da zu Form 
und Umfang einer Qualifizierungs- und Weiterbildungsberatung keine weiteren Aus-
führungen vorliegen.  

Die Pläne der Bundesregierung zur Ausweitung der Beratungstätigkeit der BA passen 
in die Diskussion um eine Arbeitsversicherung. Ziel einer solchen Versicherung sollte 
eine verstärkte, unabhängige und niedrigschwellige Beratung sowohl von Betrieben 
als auch von Personen sein (Kruppe 2012). Eine leicht zugängliche, ergebnisoffene 
und individuelle Weiterbildungsberatung könnte in der Zukunft eine immer wichtigere 
Rolle spielen, um die individuelle Motivation für eine Weiterbildung zu erhöhen. Ne-
ben den jährlichen 46,8 Millionen Euro, die die Bundesregierung für zusätzliche Be-
ratungsgespräche veranschlagt, müssten jedoch erstens finanzielle Mittel hinterlegt 
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sein, die eine unmittelbare Umsetzung des Beratungsergebnisses tatsächlich möglich 
machen. Zweitens müsste die Weiterbildungsberatung verstärkt individuelle Kompe-
tenzen, Stärken und Entwicklungswünsche berücksichtigen. Drittens sollte institutio-
nell nicht allein auf eine möglichst schnelle Integration in Arbeit gezielt werden (Rela-
tivierung des Vermittlungsvorrangs auch im SGB II). Viertens sollte ein wichtiges Ziel 
sein, bestehende soziale Ungleichheit im Zugang zu Weiterbildung zu reduzieren 
(siehe zum Beispiel Kruppe 2012 und Bläsche et al. 2017). 

Bewertung des Antrags der Fraktion Die Linke 
Neben dem Gesetzesvorschlag der Bundesregierung fordert die Fraktion Die Linke 
für Beschäftigte, denen Arbeitslosigkeit droht, einen Freistellungsanspruch für eine 
Weiterbildungsberatung.  

Zwar würde hierdurch die Bedeutung von Weiterbildung stärker in den Fokus der von 
Arbeitslosigkeit Bedrohten gerückt, allerdings sind sowohl der zeitliche Umfang einer 
solchen Freistellung als auch die Durchsetzbarkeit eines solchen Rechtsanspruchs 
schwer einzuschätzen. Darüber hinaus sollte Weiterbildungsberatung verstärkt be-
reits präventiv und nicht erst im Falle drohender Arbeitslosigkeit eingesetzt werden. 

4 Erweiterung des Schutzbereichs der Arbeitslosenversi-
cherung 

4.1 Erleichterter Anspruch auf Arbeitslosengeld 
Gesetzentwurf und Bewertung 
Die Bundesregierung plant, die Rahmenfrist beim Arbeitslosengeld von zwei Jahren 
auf 30 Monate zu verlängern.  

Jahn und Stephan (2012) diskutieren ökonomische Aspekte, die teils für, teils gegen 
eine Verlängerung der Rahmenfrist sprechen. Letztendlich ist die Gewichtung der Ar-
gumente eine politische Entscheidung. Neben ökonomischen Überlegungen sollte 
auch das Gerechtigkeitsempfinden in der Bevölkerung, das empirisch allerdings 
schwer zu fassen ist, Berücksichtigung finden. Kritisiert wird häufig, dass Personen 
mit unterbrochenen Erwerbsbiografien in die Arbeitslosenversicherung einzahlen, 
aber bei den aktuellen Regelungen niemals einen Anspruch auf Versicherungsleis-
tungen erhalten würden. Auch hier lässt sich allerdings ein Gegenargument anbrin-
gen: Personen, die wiederholt gerade so viel arbeiten, dass sie nach Ablauf der Rah-
menfrist für die Hälfte dieses Zeitraums einen erneuten Leistungsanspruch haben, 
erhalten für ihre Versicherungsbeiträge eine im Vergleich zu anderen Versicherten 
überproportional hohe Rendite.  

Empirisch haben zuletzt Hofmann und Stephan (2015) die direkten kurzfristigen Ef-
fekte der Veränderungen von Rahmenfristen und Anwartschaftszeiten auf Basis von 
Individualdaten abgeschätzt. Die Auswertungen beruhen auf hochgerechnet 3,2 Mil-
lionen Personen, die im Zeitraum Oktober 2012 bis September 2013 ein Beschäfti-
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gungsverhältnis beendeten und dann mindestens einen Monat nicht beschäftigt wa-
ren. Mögliche Verhaltenseffekte und längerfristige Effekte sind in den Auswertungen 
nicht berücksichtigt. 

Eine ergänzende Auswertung auf Basis der dort verwendeten Daten zeigt, dass bei 
einer Rahmenfrist von 30 Monaten zusätzlich etwa 53.000 Personen einen Anspruch 
auf Arbeitslosengeld gehabt hätten, den 24.000 Personen auch eingelöst hätten. Die 
Einlösewahrscheinlichkeit wurde dabei individuell auf Basis der persönlichen Merk-
male vorhergesagt. Die mittlere maximale Dauer des Anspruchs hätte für die zusätz-
lichen Bezieher 11 Monate betragen. Unter den Personen mit Anspruch wären gut 
12.000 Arbeitslosengeld-II-Bezieher gewesen, von denen etwa die Hälfte den An-
spruch auch genutzt hätte. Es wäre allerdings nicht allen gelungen, die Hilfebedürf-
tigkeit zu verlassen, da ein Teil von ihnen bereits während der letzten Beschäftigung 
mit Arbeitslosengeld II aufgestockt hatte und dies auch bei einem Bezug von Arbeits-
losengeld I weiter getan hätte. Bei denjenigen, die während der Beschäftigung nicht 
aufgestockt hatten, wäre es auf den Haushaltskontext angekommen, ob der Arbeits-
losengeld-I-Bezug zur Deckung des Lebensunterhalts ausgereicht hätte. 

Insgesamt sind von der Verlängerung der Rahmenfrist überschaubare Auswirkungen 
zu erwarten. Dennoch ist die Entwicklung der Zahl der Arbeitslosengeldempfänger 
gut zu beobachten und zu gegebener Zeit zu bewerten. 

Bewertung des Antrags der Fraktion Die Linke 
Die Bundestagsfraktion Die Linke beantragt, die Rahmenfrist auf drei Jahre zu erwei-
tern und die Anwartschaftszeit auf vier Monate zu verkürzen.  

Hofmann und Stephan (2015) kommen für den von ihnen betrachteten Zeitraum und 
unter den getroffenen Annahmen zu dem Ergebnis, dass unter diesen Bedingungen 
knapp 520.000 Personen mehr einen Anspruch auf Arbeitslosengeld gehabt hätten, 
den 210.000 Personen eingelöst hätten. Die mittlere maximale Bezugsdauer hätte 
fünf Monate betragen. Unter den zusätzlich Anspruchsberechtigten wären knapp 
170.000 bisherige Arbeitslosengeld-II-Empfänger gewesen, von denen 85.000 den 
Anspruch voraussichtlich auch eingelöst hätten. Sie hätten hierdurch aber nur teil-
weise die Hilfebedürftigkeit verlassen. Da die Analysen keine Verhaltenseffekte und 
längerfristigen Auswirkungen berücksichtigen, könnten die tatsächlichen Effekte aber 
auch höher ausfallen. Insgesamt scheint es sinnvoll, die Zugangsbedingungen nur in 
kleinen Schritten zu verändern – wie es der Gesetzentwurf vorsieht – und die Auswir-
kungen zu beobachten. 

4.2 Veränderungen der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes 
Antrag der Fraktion Die Linke 
Die Bundestagsfraktion Die Linke beantragt unter anderem, dass Weiterbildungen 
und Qualifizierungen die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes nicht mindern sollen. 
Für jedes Beitragsjahr, welches über die Dauer der Versicherungspflicht von 24 Mo-
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naten hinausgeht, soll zudem ein Anspruch auf einen zusätzlichen Monat Arbeitslo-
sengeld entstehen. Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die innerhalb der Rah-
menfrist mindestens 24 Monate in einem Versicherungspflichtverhältnis gestanden 
haben, sollen Mindestansprüche gelten (18 Monate für über 50-jährige Erwerbslose, 
24 Monate für über 55-jährige Erwerbslose und erwerbslose Menschen mit Behinde-
rungen, 36 Monate für über 60-jährige Erwerbslose).  

Evaluationsergebnisse  
In den Jahren 2002 bis 2004 verabschiedete die damalige rot-grüne Bundesregierung 
tiefgreifende Arbeitsmarktreformen. So verkürzte sie für alle Personen ab 45 Jahren, 
die seit Februar 2006 arbeitslos wurden, die maximale Bezugsdauer des Arbeitslo-
sengeldes. Diese Reform ist ein natürliches Experiment, da sie nur bestimmte Alters-
gruppen betraf, andere jedoch nicht. Lo et al. (2013) vergleichen Männer, bei denen 
die Bezugsdauer um sechs Monate verkürzt wurde (Alter 45 bis 46), mit solchen, bei 
denen sich die Bezugsdauer sich nicht veränderte (Alter 40 bis 44). Empirisch zeigen 
sich für die Gruppe der vormaligen Niedriglohnbezieher, die weniger als zwei Drittel 
des Durchschnittslohns verdienten, kaum statistisch zuverlässige Reformeffekte. Es 
gibt nur leichte Hinweise darauf, dass sie seltener als vor der Reform in eine Beschäf-
tigung außerhalb des Niedriglohnbereichs wechselten. Hingegen lassen sich für ar-
beitslose Männer, die vorher außerhalb des Niedriglohnsektors gearbeitet haben, sig-
nifikante Reformeffekte nachweisen. Sie wechselten signifikant eher in neue Tätig-
keiten innerhalb und außerhalb des Niedriglohnbereichs, nahmen häufiger eine ge-
förderte Selbständigkeit auf und zogen sich häufiger aus dem Arbeitsmarkt zurück. 
Zugleich deuten die Ergebnisse darauf hin, dass sich die Beschäftigungsqualität ge-
messen am Lohnniveau teils verschlechtert haben könnte.  

Andere Studien nutzen aus, dass sich die maximale Bezugsdauer mit dem Alter än-
dert. So steigt etwa die Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld ab einem Lebensalter 
von 50 Jahren sprunghaft von 12 auf 15 Monate an. Andere relevante Regelungen 
wie zu Sperrzeiten oder zur Betreuung von Arbeitslosen durch die Vermittlungsfach-
kräfte verändern sich an dieser Altersgrenze hingegen nicht. Genau an der Alters-
grenze von 50 Jahren zeigt sich für den Zeitraum 2008 bis 2011 eine sprunghafte 
Erhöhung der mittleren Verweildauer in Arbeitslosigkeit (Schmieder und Trenkle 
2016). Personen mit höherer Anspruchsdauer sind an dieser Sprungstelle circa fünf 
bis zehn Tage länger arbeitslos. An Altersgrenzen, bei denen die Anspruchsdauer 
nicht ansteigt, zeigen sich hingegen auch keine abrupten Veränderungen der Ver-
weildauer in Arbeitslosigkeit. Eine frühere Studie des IAB für den Zeitraum 1987 bis 
2004 (Schmieder et al. 2012) kommt trotz der damals anderen Voraussetzungen (wie 
anderen Altersgrenzen und längeren erweiterten Rahmenfristen) zu ähnlichen Ergeb-
nissen.  

Die Anspruchsdauer kann sich nicht nur auf die Verweildauer in Arbeitslosigkeit, son-
dern auch auf die Qualität der Arbeit – insbesondere die Wiedereinstiegslöhne – aus-
wirken. Auf der einen Seite kann eine längere Anspruchsdauer dazu führen, dass 
Arbeitslose länger suchen und damit besser zu ihnen passende und besser bezahlte 
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Jobs finden. Auf der anderen Seite kann sie bewirken, dass Arbeitslose aufgrund der 
im Mittel zunehmenden Arbeitslosendauer weniger attraktive Jobangebote erhalten. 
Schmieder et al. (2016) ermitteln, dass für Deutschland der negative Effekt auf die 
Löhne dominiert. Dabei vergleichen sie die Wiedereinstiegslöhne von Arbeitslosen im 
Zeitraum 1987 und 1999, die zum Zeitpunkt des Eintritts in Arbeitslosigkeit zwischen 
40 und 46 Jahre alt waren. In diesem Zeitraum gab es an der Altersgrenze 42 einen 
sprunghaften Anstieg der Anspruchsdauer von 12 auf 18 Monate sowie an der Alters-
grenze 44 von 18 auf 22 Monate. Ihren Ergebnissen nach sinkt der Lohn um etwa 0,1 
Prozent pro Monat, um den die Anspruchsdauer steigt, und um 0,8 Prozent pro Mo-
nat, um den sich die Dauer in Arbeitslosigkeit erhöht.  

Bewertung des Antrags der Fraktion Die Linke 
Zeiten der geförderten Qualifizierung verlängern nach § 140 (1) Ziffer 7 SGB III die 
Bezugsdauer aktuell um die Hälfte der in Weiterbildung verbrachten Zeit. Der Antrag 
der Bundestagsfraktion Die Linke zielt darauf ab, den Bezug von Arbeitslosengeld 
während Weiterbildungszeiten nicht auf die Anspruchsdauer des Arbeitslosengeldes 
anzurechnen. Dies begünstigt insbesondere Personen, für die der Arbeitslosengeld-
bezug nach einer Qualifizierung sonst sehr schnell enden würde. Für sie kann eine 
solche Regelung die Möglichkeit schaffen, nach der Weiterbildung länger nach einem 
passenden Arbeitsplatz zu suchen. Grundsätzlich setzt diese Regelung aber auch 
Anreize, den Leistungsbezug möglichst lange auszuschöpfen und erst dann eine Wei-
terbildung aufzunehmen. Daher sollte eine solche Regelung gegebenenfalls nur bei 
hinreichend langen geplanten Weiterbildungen (zum Beispiel zwölf Monate) greifen 
und zudem voraussetzen, dass die Maßnahme nicht abgebrochen wurde. Um zu be-
urteilen, wie sich eine solche Änderung auf die Teilnahmebereitschaft, die Wahr-
scheinlichkeit des erfolgreichen Abschlusses der Weiterbildung sowie die späteren 
Berufschancen auswirkt, müsste die geplante Änderung zunächst bei einem begrenz-
ten Teilnehmerkreis (der optimaler Weise zufällig ausgewählt werden würde) erprobt 
werden.  

Die Vorschläge der Fraktion Die Linke hätten des Weiteren zur Folge, dass sich an-
rechenbare Versicherungspflichtzeiten in Zukunft nicht mehr auf die erweiterte Rah-
menfrist beschränken sollen, sondern im Lebensverlauf immer längere Anspruchs-
dauern begründen können. Die oben diskutierten Evaluationsergebnisse weisen all-
gemein darauf hin, dass bei längeren Anspruchsdauern a) längere Verweildauern in 
Arbeitslosigkeit folgen und b) nicht automatisch positive Effekte auf Löhne und Be-
schäftigungsqualität zu erwarten sind. Ist eine 50-jährige Person beispielsweise 32 
Jahre sozialversicherungspflichtig beschäftigt gewesen, so könnte sie nach dem vor-
liegenden Vorschlag bis zu 47 Monate Arbeitslosengeld beziehen.  

Gleichzeitig fordert Die Linke, eine Untergrenze bei der Bezugsdauer einzuführen. 
Bei der vorgeschlagenen Ausgestaltung lassen sich sogenannte Drehtüreffekte 
(Wechsel zwischen Erwerbstätigkeit und Leistungsbezug) nicht ausschließen. Perso-
nen ab einem Alter von 50 Jahren wäre es theoretisch möglich, zwischen zweijähri-
gen Erwerbsphasen und einem – aufgrund der Mindestbezugsdauer – mindestens 
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18-monatigen Arbeitslosengeldbezug (derzeit wären es 12 Monate) zu wechseln. 
Personen ab 60 Jahren könnten länger Arbeitslosengeld beziehen als sie zuvor in der 
letzten erweiterten Rahmenfrist erwerbstätig waren. 

4.3 Abschaffung von Sperrzeiten und Sanktionen 
Bewertung des Antrags der Fraktion Die Linke 
Die Bundestagsfraktion Die Linke beantragt, dass Sanktionen im SGB II und Sperr-
zeiten im SGB III abgeschafft werden. 

Empirische Untersuchungen zeigen, dass Sanktionen oder Sperrzeiten die Abgangs-
rate aus dem Leistungsbezug und die Übergangsraten in Beschäftigung erhöhen – 
sowohl ex-ante durch einen Abschreckungseffekt als auch ex-post nach einer Leis-
tungskürzung (zum Beispiel Hofmann 2012, Wolff 2014, van den Berg et al. 2017, 
Bruckmeier et al. 2018). Allerdings können insbesondere die Sanktionen im SGB II 
auch negative Folgen haben. So senken sie, politisch und rechtlich intendiert, den 
Lebensstandard temporär unter das soziokulturelle Existenzminimum. Besonders 
stark können die Kürzungen Menschen unter 25 Jahren und wiederholt sanktionierte 
Personen treffen, die alleine leben und nicht auf die Ressourcen anderer Haushalts-
mitglieder zurückgreifen können (Schreyer et al. 2013). Sanktionen können zudem 
zur Folge haben, dass Sanktionierte oder von Sanktionen bedrohte Personen gerin-
ger entlohnte Beschäftigungsverhältnisse aufnehmen oder sich ganz aus dem Ar-
beitsmarkt zurückziehen (z.B. van den Berg et al. 2017). Und sie können die Bezie-
hungen zwischen Leistungsberechtigten und Integrationsfachkräften in den Jobcen-
tern belasten.  

Abraham et al. (2018) zeigen mithilfe einer Vignettenstudie von Bürgerinnen und Bür-
gern erstens, dass nur ein sehr geringer Teil der von ihnen Befragten bei allen be-
schriebenen Szenarien auf eine Sanktion verzichten würde. Zweitens entspricht die 
aktuell deutlich strengere Sanktionierungspraxis bei Jüngeren sowie bei wiederholten 
Sanktionen nicht dem Gerechtigkeitsempfinden vieler Menschen. Gerade diese Re-
gelungen sind aufgrund der großen Härten, die sie mit sich bringen können, immer 
wieder Thema kritischer Debatten. Bereits van den Berg et al. (2017) haben auf Basis 
ihrer Wirkungsanalyse empfohlen, die Sanktionspraxis entsprechend anzupassen.  

Insgesamt sprechen die Forschungsergebnisse dafür, Sanktionen und Sperrzeiten 
nicht abzuschaffen, aber auf eine anteilig höhere Sanktionierung von Jugendlichen 
und bei wiederholen Pflichtverletzungen zu verzichten. Wenn der Gesetzgeber ent-
sprechende Pflichtverletzungen weiterhin stärker sanktionieren will, könnte er statt-
dessen die Sanktionsdauer verlängern (van den Berg et al. 2017). Dies würde den 
ökonomischen Befunden zu den Wirkungen von Sanktionen Rechnung tragen, gleich-
zeitig aber die Lebensbedingungen der Betroffenen weniger stark verschlechtern – 
und es wäre auch stärker mit den Gerechtigkeitsbewertungen von Sanktionen verein-
bar. 
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5 Senkung des Beitragssatzes zur Arbeitsförderung und der 
Sozialversicherungspauschale 

Gesetzentwurf 
Der Beitragssatz zur Arbeitsförderung soll zum 1. Januar 2019 von 3Prozent auf 
2,6 Prozent gesenkt werden. Darüber hinaus soll er befristet bis Ende 2022 um wei-
tere 0,1 Prozentpunkte per Verordnung der Bundesregierung sinken. Übersteigt die 
Rücklage der BA nach der Absenkung dauerhaft 0,65 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) um einen Betrag, der mehr als 0,1 Prozentpunkte des Beitragssatzes ent-
spricht, soll von der Verordnungsermächtigung erneut Gebrauch gemacht werden. 
Gleichzeitig soll die Sozialversicherungspauschale von 21 Prozent auf 20 Prozent 
gesenkt werden.  

Bewertung des Gesetzentwurfs 
Bei der Beitragssatzgestaltung ist zu beachten, dass die BA im Falle einer Rezession 
über hinreichende Rücklagen verfügen muss. In Krisenzeiten kommt der BA eine 
wichtige Stabilisierungsfunktion zu. Sie zahlt bei steigender Arbeitslosigkeit mehr Ar-
beitslosengeld aus und stützt damit die Kaufkraft. Und sie finanziert gegebenenfalls 
Kurzarbeit, um die Auswirkungen des Abschwungs abzufedern. Schließlich setzt sie 
verstärkt aktive Arbeitsmarktpolitik ein. Gerade die große Rezession von 2009 hat 
gezeigt, dass die Handlungsfähigkeit der BA für die Widerstandsfähigkeit des Arbeits-
markts von großer Bedeutung ist. Rücklagen sind deshalb sehr effiziente Investitio-
nen, denn ihre Wirkung kommt zum Tragen, wenn sie am nötigsten ist, nämlich in 
Krisenzeiten.  

Nach Berechnungen des IAB (Hausner und Weber 2017) sollte sich eine angemes-
sene Rücklage auf etwa 0,65 Prozent des BIP belaufen, damit die BA für den Krisen-
fall gewappnet ist. Dieses Ergebnis wird im Gesetzesentwurf explizit herangezogen. 
Im Jahr 2019 wird der Wert aller Voraussicht nach erreicht. Deshalb ist dann eine 
Beitragssatzsenkung in einem Umfang gerechtfertigt, der laufende Defizite vermeidet. 
Dies ist bei einer Absenkung um 0,5 Prozentpunkte der Fall.  

Der Haushalt der BA wird allerdings durch höhere Ausgaben für Arbeitslosengeld und 
den verstärkten Einsatz aktiver Arbeitsförderung zusätzlich um mehr als eine Milliarde 
Euro belastet. Auch dann ist ein Haushaltsausgleich noch möglich. Dieser setzt aber 
eine weiterhin günstige Entwicklung von Wirtschaft und Arbeitsmarkt voraus.  

Neben dem eigentlichen Rücklagenziel ist auch der Mechanismus von Bedeutung, 
nach dem das Ziel erreicht werden soll (Weber 2017, 2018). Würden die Finanzpols-
ter der BA im Falle einer Rezession aufgezehrt, wäre mit dem neuen Beitragssatz 
kein angemessener Wiederaufbau der Rücklage möglich. Zu beachten ist dabei: Der 
erfolgreiche Rücklagenaufbau vor und nach der großen Rezession 2009 speiste sich 
aus einer herausragenden, so kaum zu erwartenden Arbeitsmarktentwicklung, nicht 
aus tatsächlichen Beitragserhöhungen – und zuvor war im wiedervereinten Deutsch-
land ohnehin noch nie ein angemessener Rücklagenaufbau gelungen. Das macht 
deutlich, dass normalerweise Beitragssatzanpassungen nötig sein werden, um das 



IAB-Stellungnahme 15/2018 21 

Rücklagenziel wieder zu erreichen. Es besteht allerdings das Risiko, dass eine zu-
sätzliche finanzielle Belastung nach einer gerade erst überstandenen Rezession po-
litisch schwer umsetzbar wäre, zumal ein nachhaltiger Aufbau einer Rücklage in der 
Arbeitslosenversicherung kein leicht kommunizierbares Ziel darstellt.  

Zu empfehlen ist deshalb, sich schon vorab auf einen generellen Mechanismus zu 
verständigen, wie der Beitragssatz im Bedarfsfalle anzupassen wäre, um die Rück-
lage nach einer Rezession innerhalb von fünf Jahren wieder auf den Zielwert von 
0,65 Prozent des BIP steigen zu lassen. Dies entspricht in etwa dem durchschnittli-
chen Zeitraum zwischen Wirtschaftsabschwüngen in der Vergangenheit. Aktuell wird 
die Rücklage trotz der enorm starken Arbeitsmarktentwicklung seit 2009 erst 2019 
wieder das anzustrebende Niveau erreicht haben, also zehn Jahre nach dem Kon-
junktureinbruch. Insofern ist die befristete Senkung des Beitragssatzes um 0,1 Pro-
zentpunkte als ein erster Schritt in Richtung einer systematisch ausgestalteten Bei-
tragssatzpolitik zu begrüßen.  

Eine Anpassung der Sozialversicherungspauschale an geänderte Beitragssätze ist 
richtig, vor allem damit diese bei der Berechnung des Arbeitslosengeldes angemes-
sen einbezogen werden.  

6 Entfristung der Zeitgrenze für eine sozialversicherungs-
freie kurzfristige Beschäftigung 

Kurzfristige Beschäftigung ist eine Form geringfügiger Beschäftigung, deren maxi-
male Dauer von längstens 50 Arbeitstagen durch das Mindestlohngesetz zeitlich be-
fristet auf 70 Tage erweitert wurde. Der Gesetzentwurf sieht eine Entfristung vor. Zu 
diesen sogenannten „kurzfristigen Mini-Jobs“ sind dem IAB keine wissenschaftlichen 
Studien bekannt. 

7 Fazit 
Der Gesetzentwurf „Qualifizierungschancen und Schutz in der Arbeitslosenversiche-
rung“ sieht eine Weiterentwicklung der Arbeitsförderung vor. Die vorgesehenen ge-
setzlichen Änderungen sollen den Zugang zur Weiterbildungsförderung erleichtern 
und die Schutzfunktion der Arbeitslosenversicherung stärken.  

Berufliche Weiterbildung dürfte im digitalen und demografischen Wandel zunehmend 
an Bedeutung gewinnen. Wichtig ist aber auch, die gesetzlichen Änderungen so um-
zusetzen, dass Fehlanreize möglichst vermieden werden und die intendierten Ziele 
des Gesetzes erreicht werden können. Welche Wirkungen eine breite Öffnung und 
großzügigere Ausgestaltung der Weiterbildungsförderung für Beschäftigte entfaltet, 
kann vorab nicht abgeschätzt werden. Es ist insbesondere wichtig, die Förderung so 
auszugestalten, dass eine Mitnahme der Förderung begrenzt wird. Das Thema Wei-
terbildungsberatung wird in dem Konzept nur am Rande angesprochen, dürfte in Zu-
kunft aber an Bedeutung gewinnen.  
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Von der geplanten Verlängerung der Rahmenfrist sind überschaubare Auswirkungen 
zu erwarten. Es erscheint sinnvoll, die Zugangsbedingungen zur Arbeitslosenversi-
cherung nur in kleinen Schritten zu verändern – wie es der Gesetzentwurf vorsieht – 
und die Auswirkungen zunächst zu beobachten. 

Da die anzustrebende Rücklagenhöhe im BA-Haushalt im nächsten Jahr erreicht wer-
den wird, besteht finanzieller Spielraum. Bei der geplanten Beitragssatzsenkung um 
0,5 Prozentpunkte und den deutlich höheren Ausgaben für Arbeitsförderung wäre ein 
ausgeglichener BA-Haushalt möglich, sofern die Arbeitsmarktentwicklung günstig 
bleibt. Für den Fall eines Aufzehrens der Rücklage in einer Rezession ist eine Syste-
matik für Beitragssatzanpassungen zu empfehlen, welche die Rücklage innerhalb von 
fünf Jahren wieder auf den Zielwert hebt. 
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